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licher Vorbeugungsmaßnahmen, die sich in komplexen Plänen 
der Prophylaxe im Rahmen der Planung der sozialen und 
ökonomischen Entwicklung der Rayons, Gebiete und Repu­
bliken sowie der Industriezweige (bis hin zu einzelnen Be­
trieben) konkret niederschlagen. Das ist eine tief in der 
gesellschaftlichen Praxis verwurzelte Form der Vorbeugung 
von Rechtsverletzungen, wobei sich die Arbeit unter Führung 
der Organe der Partei und der Sowjets vollzieht. Je konkre­
ter die Vorschläge der Kriminologen sind, die in derartige 
Pläne eingehen, desto größer ist ihre Wirkung.

Allgemeine Empfehlungen (z. B. zur Notwendigkeit, die 
Erziehungsarbeit zu verstärken) finden in den Plänen gegen­
ständlichen Ausdruck in bezug auf konkrete Adressaten 
(z. B. Betriebe, in denen häufig Rechtsverletzungen begangen 
werden). In diesen Fällen ermöglichen die Empfehlungen der 
kriminologischen Wissenschaft jedem Subjekt der Prophy­
laxe, seinen Platz in Übereinstimmung mit seinen Funktionen 
und Kompetenzen zu finden. Nur schwerlich' kann man eine 
noch existierende Praxis für richtig halten, die die gesamte 
allgemeine prophylaktische Tätigkeit allein den rechtsschüt­
zenden Organen zuordnet. Natürlich müssen diese Organe im 
Rahmen ihrer Rechte und Pflichten handeln und neue Wege 
zur Verstärkung der vorbeugenden Arbeit finden. Doch darf 
durch sie die Tätigkeit anderer staatlicher Organe und ge­
sellschaftlicher Organisationen nicht ersetzt werden. Die Er­
ziehung ist ein komplexes Problem (einschließlich der Vor­
beugung von gesellschaftswidrigen Verhaltensweisen), das von 
allen Bereichen der sozialistischen Gesellschaft unter Füh­
rung der Parteiorganisationen gemeinsam gelöst wird.

Von der Kriminologie wurde der Begriff der allgemeinen 
und speziellen Maßnahmen der Vorbeugung von Straftaten 
ausgearbeitet, doch wurden damit nicht alle Möglichkeiten 
für notwendige Empfehlungen an rechtsschützende Organe 
genutzt. Nehmen wir folgendes Problem: Der Generalstaats­
anwalt der UdSSR, A. Rekunkow, fordert, die prophylakti­
sche Rolle der staatsanwaltschaftlichen Aufsicht entschieden 
zu erhöhen. Dabei geht er davon aus, daß die Unterbindung 
von Gesetzesverletzungen eine große und wichtige Aufgabe der 
Staatsanwaltschaft ist. Noch besser sei es jedoch, wenn die 
Mittel der staatsanwaltschaftlichen Aufsicht so breit wie 
möglich auch für die Vorbeugung von Rechtsverletzungen und 
Straftaten genutzt würden.

Die kriminologische Wissenschaft muß darauf eingehen 
und zur Realisierung dieser prinzipiellen Forderung beitra­
gen. Dafür gibt es zweifellos Reserven. Sie bestehen insbe­
sondere darin, die Anstrengungen der Kriminologen z. B. 
mit denen der Spezialisten für staatsanwaltschaftliche Auf­

sicht, der Kriminalisten und der Prozeßrechtler zu verbinden. 
Worum geht es dabei?

Gewöhnlich wurden und werden kriminologische For­
schungen mit Vorschlägen kriminologischen Charakters be­
endet. Das ist für Schlußfolgerungen und Empfehlungen der 
Wissenschaft indessen keine Grenze. Die kriminologische 
Forschung in einem beliebigen konkreten Industriezweig kann 
und muß (wenn das auch für die landläufigen Auffassungen 
über „Schlußfolgerungen“ aus solchen Forschungen nicht 
üblich ist) zur Grundlage für praktische Empfehlungen an 
die Staatsanwälte werden (wie z. B. die Aufsicht über die 
Wahrung der Gesetzlichkeit im gegebenen Zweig zu vollzie­
hen ist oder wie auf auf gedeckte Mängel zu reagieren ist). 
Wenn das von der Anzahl her auch nicht viele solcher Emp­
fehlungen sein werden, so besteht doch ihr Vorzug in der 
Konkretheit, basierend auf der kriminologischen Forschung.

Eine weitere praktische Schlußfolgerung besteht in der 
Schaffung einer Methodik der Untersuchung von Straftaten 
in konkreten volkswirtschaftlichen Zweigen, besonders wenn 
sie mit Diebstählen verbunden sind. Auf diese Weise können 
kriminologische Untersuchungen als Basis für die Ausarbei­
tung von Maßnahmen prozessualen und kriminalistischen 
(und selbstverständlich strafrechtlichen) Charakters dienen. 
Mit der Nutzung dieser Möglichkeiten in vollem Umfang 
wird der nützliche Effekt bedeutend verstärkt, und zugleich 
wird ein Beispiel für das komplexe Herangehen an die er­
forschten Probleme geschaffen.

Große Bedeutung für die Billigung der Ergebnisse krimi­
nologischer Forschungen sowohl in „reiner Form“ als auch 
im komplexen Rahmen hat eine Anweisung des General­
staatsanwalts der UdSSR an die nachgeordneten Staatsan­
waltschaften, die zur weiteren Festigung und Entwicklung 
der Verbindungen zwischen der Wissenschaft und der Praxis 
beitragen wird.

Das Gesagte erschöpft nicht alle Probleme der Entwicklung 
der Wissenschaft und der Formen ihrer Verbindung mit der 
Praxis des Kampfes gegen die Kriminalität. Die kritische Be­
urteilung der Arbeit gestattet jedoch den Schluß, daß die 
Kriminologie große Perspektiven hat. Mit anderen Worten: 
Die Kriminologen haben alle Möglichkeiten, auf der Grund­
lage der gemeinsam mit den Organen der Praxis gesammel­
ten Erfahrungen neue Erfolge zu erringen und einen noch 
größeren Beitrag bei der Vorbeugung und Bekämpfung von 
Straftaten zu leisten.

(Gekürzt aus: Sozialistitscheskaja sakonnost 1984, Heft 10,
S. 9 ff.; übersetzt von Rüdiger P antel, Berlin)

Neue Rechtsvorschriften
überblick über die Gesetzgebung 
im IV. Quartal 1984
Der nachstehende Beitrag erstreckt sich auf die im Gesetz­
blatt der DDR Teil I Nr. 26 bis 37 veröffentlichten Rechtsvor­
schriften.*

Auf ihrer 10. Tagung am 30. November 1984 beschloß die 
Volkskammer das Gesetz über den Volkswirtschaftsplan 1985 
(GBl. I Nr. 32 S. 389) sowie das Gesetz über den Staatshaus­
haltsplan 1985 (GBl. I Nr. 32 S. 395). Mit diesen Gesetzen wer­
den Ziel, Wege und Mittel festgelegt, um die stabile, dynami­
sche Entwicklung der Volkswirtschaft der DDR zur weiteren 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft fort­
zusetzen. Dabei wird der Kurs der Hauptaufgabe in seiner 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik zum Wohle des 
Volkes konsequent weitergeführt.1

Der für 1985 geplante volkswirtschaftliche Leistungsan­
stieg ist, gestützt auf die beschleunigte Anwendung und 
breite wirtschaftliche Nutzung des wissenschaftlich-techni­
schen Fortschritts, vorwiegend durch die Steigerung der Ar­
beitsproduktivität sowie die weitere Senkung des Produk­
tionsverbrauchs und der Kosten zu erzielen. In allen Berei­
chen und auf allen Ebenen der Volkswirtschaft wird der 
arbeits-, fonds- und ressourcensparende Typ der intensiv er­
weiterten Reproduktion verstärkt eingeführt. Durch soziali­
stische Rationalisierung ist die Effektivität der Grundfonds 
zu erhöhen. Die Modernisierung wird zur Hauptform der Re­
produktion der Grundfonds. Hervorzuheben ist auch die For­

derung, das Produktionsprofil flexibel zu gestalten und neue 
Ergebnisse des wissenschaftlich-technischen Fortschritts rasch 
in die Praxis zu überführen.

Fester Bestandteil des Volkswirtschaftsplans sind die Auf­
gaben, die sich für das Jahr 1985 aus den Beschlüssen der 
Wirtschaftsberatung der RGW-Mitgliedsländer auf höchster 
Ebene, aus dem „Langfristigen Programm der Entwicklung 
der Zusammenarbeit zwischen der DDR und der UdSSR auf 
dem Gebiet von Wissenschaft, Technik und Produktion bis 
zum Jahre 2000“ sowie aus den mit den anderen sozialisti­
schen Ländern geschlossenen Abkommen ergeben.

Der Volkswirtschaftsplan 1985 ist das Arbeitsprogramm 
zur Vorbereitung des XI. Parteitages der SED. Er stellt hohe 
Ansprüche an alle Leiter und Kollektive der Werktätigen. 
Den örtlichen Staatsorganen obliegt es, durch eine lebensver-

* Zu der in dieser Übersicht nicht erwähnten 2. DB zur StPO der 
DDR — Erlaß und Vollziehung von Arrestbefehlen — vom l. Okto­
ber 1984 (GBl. I Nr. 31 S. 379) vgl. G. Rommel/H. Plitz in NJ 1985, 
Heft 1, S. 18 ff.

Folgende ebenfalls nicht in dieser Übersicht erwähnte Rechts­
vorschriften werden demnächst in Spezialbeiträgen erläutert:
— 3. DB zur ZPO — Pfändung von Sachen und Vollstreckung 

sonstiger Ansprüche — vom 1. Oktober 1984 (GBl. I Nr. 31 S. 373);
— АО über die Durchführung von Inventuren — InventurAO — 

vom 31. Oktober 1984 (GBl. I Nr. 33 S. 402);
— VO über die Verantwortung der Räte der Gemeinden, Stadt­

bezirke und Städte bei der Errichtung und Veränderung von 
Bauwerken durch die Bevölkerung — VO über Bevölkerungs­
bauwerke — vom 8. November 1984 (GBl. I Nr. 36 S. 433) ein­
schließlich der АО über den Abriß von Gebäuden und baulichen 
Anlagen — AbrißAO — vom gleichen Tage (GBl. I Nr. 36 S. 438).

1 Vgl. auch W. Stoph, Rede zur Begründung des Gesetzes über den 
Volkswirtschaftsplan 1985 vor der Volkskammer, ND vom 1./2. De­
zember 1984.


